
Vierte Satzung zur Änderung der Satzung  
über den Haushalt und die Finanzen der Studierendenschaft  

der Universität zu Lübeck (SHF) 
Vom 5. August 2025 

 

Tag der Bekanntmachung im NBl. HS MBWFK Schl.-H.: 18.09.2025, S. 46 
Tag der Bekanntmachung auf der Internetseite der Universität zu Lübeck: 05.08.2025 
 
Aufgrund des § 73 Absatz 3 in Verbindung mit § 73 Absatz 2 Nr. 3 des Hochschulgesetzes (HSG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Februar 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 39), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. März 2025 (GVOBl. Schl.-H. 2025/26 S. 45), wird nach 
Beschlussfassung des Studierendenparlaments vom 9. Juli 2025 und nach Genehmigung des 
Präsidiums vom 4. August 2025 die folgende Satzung erlassen: 
 
Artikel 1 
 
Die Satzung über den Haushalt und die Finanzen der Studierendenschaft der Universität zu Lübeck 
(SHF) vom 15. November 2011 (NBl. MWV Schl.-H. S. 104), zuletzt geändert durch Satzung vom  
12. März 2024 (NBl. HS MBWFK Schl.-H. S. 19), wird wie folgt geändert: 
 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 wird die Angabe „10“ durch die Angabe „11“ ersetzt. 

 
b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

 
„Alle Entscheidungen über Beträge ab einem Gesamtvolumen von mehr als 200 Euro 
werden im Studierendenparlament getroffen. Von dieser Regelung ausgenommen sind 
Ausgaben, die nach § 2 Absatz 7 und § 4 der Satzung bereits festgelegt sind.“ 

 
c) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „EUR 150,-“ durch die Angabe „200 Euro“ ersetzt. 

 
2. § 6 wird wie folgt geändert: 

 
a) In Absatz 6 werden die Worte „in Textform“ gestrichen. 

 
b) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 
 

„(7) Die studentischen Gremien haben die Möglichkeit, Studierenden für besondere 
Leistungen Aufwandsentschädigungen in Form von Gutscheinen zu überreichen. Eine 
Auswahl an Gutscheinen mit den Werten 20 Euro und 50 Euro für regionale 
Unternehmen wird vom Finanzreferat zur Verfügung gestellt. Die Fachschaften und das 
Studierendenparlament können jeweils pro Semester Gutscheine im Gesamtwert von 
750 Euro vergeben. Der Allgemeine Studierendenausschuss kann pro Semester 
Gutscheine im Wert von 1500 Euro vergeben.“ 
 

c) Absatz 8 erhält folgende Fassung: 



 
„(8) Die monatliche Summe der Aufwandentschädigungen darf pro Person einen Betrag 
von 70 Euro nicht übersteigen.“ 
 

3. § 7 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „gemäß § 16 der Geschäftsordnung des 

Studierendenparlaments (GO)“ gestrichen. 
 

b) In Absatz 6 Satz 4 werden die Worte „über den Vertrag“ gestrichen. 
 
c) In Absatz 12 Satz 2 wird nach dem Wort „betrachtet“ das Wort „und“ durch ein Komma 

ersetzt. 
 

4. In § 9 wird das Wort „Reisekostenordnung“ durch das Wort „Reisekostenrichtlinie“ ersetzt. 
 

5. § 11 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

 
„(2) Jedes Veto der haushaltsverantwortlichen Person muss in Textform spätestens eine 
Woche nach dem Bekanntwerden der fraglichen Entscheidung beim Präsidium des 
Studierendenparlaments eingegangen sein. Fällt die Frist in die vorlesungsfreie Zeit, so 
verlängert sie sich um eine Woche.“ 

 
b) In Absatz 3 werden die Worte „der Antragsteller“ durch die Worte „die antragstellende 

Person“ ersetzt. 
 

6. § 12 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
 
„(3) Der Haushaltsabschlussbericht und der Zwischenbericht sind innerhalb der 
Studierendenschaft durch Veröffentlichung auf der Internetseite des 
Studierendenparlaments bekanntzugeben. Gegen den Haushaltsabschlussbericht kann 
eine Person aus der Studierendenschaft binnen einer Frist von 14 Tagen nach 
Veröffentlichung in Textform Einwände erheben. Die Einwände werden in der auf den 
Fristablauf folgenden Sitzung des Studierendenparlaments erörtert. Die Person, die die 
Einwände erhoben hat, muss bei der Sitzung persönlich anwesend sein oder, wenn es ihr 
unverschuldet nicht möglich ist, eine Vertretung benennen, die persönlich erscheint. 
Anderenfalls können die Einwände ohne Prüfung verworfen werden. Nach Erörterung der 
Einwände und Anhörung der haushaltsverantwortlichen Person entscheidet das 
Studierendenparlament, ob der Haushaltsabschlussbericht korrigiert werden muss oder 
dem Präsidium der Universität zu Lübeck zur Prüfung vorgelegt wird.“ 

 
7. In § 13 Satz 1 werden die Worte „mit Zweidrittelmehrheit der 

Studierendenparlamentsmitglieder“ gestrichen. 
 

 



Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Lübeck, den 5. August 2025 
 
 
Anja Köhl 
Vorsitzende des Allgemeinen Studierendenausschusses 
der Universität zu Lübeck 
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